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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Wohnungsbau und -eigentum

Im erstberatenden Nationalrat erkldrte Finanzminister Ueli Maurer im Namen des
Bundesrates, weswegen die Regierung dem Parlament das vorgelegte Bundesgesetz
Uber die Besteuerung land- und forstwirtschaftlicher Grundstlcke, das in Erflllung
einer Motion Leo Muller erarbeitet worden war, nicht zur Annahme empfehle. Dass
Wertzuwachsgewinne aus dem Verkauf von Baulandreserven des Anlagevermbgens
kiinftig erneut nicht vollumfénglich besteuert werden sollen, widerspreche dem
Rechtsgleichheitsgebot und verhindere eine Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit. Die bundesratliche Argumentation deckte sich somit mit derjenigen
des Bundesgerichts, welches 2011 geurteilt hatte, dass es nicht mehr langer zuléssig sei,
die Gewinne aus dem Verkauf sdmtlicher land- und forstwirtschaftlicher Grundstlicke
von der Bundessteuer zu befreien. Nichtsdestotrotz fanden sich im Nationalrat 100
beflrwortende Stimmen, denen 84 ablehnenden Stimmen gegenlberstanden. Die
starkste Unterstltzung erfuhr die Vorlage durch die SVP, welche sich geschlossen hinter
das Anliegen stellte. Ferner unterstitzte auch eine Grossmehrheit der CVP sowie eine
starke Minderheit der FDP die Vorlage. Die Befurwortung des Geschafts durch den
Nationalrat provozierte betrachtlichen Medienrummel. Zum einen wurde Kritik am
Bauernverbandspréasidenten und Nationalrat Markus Ritter (cvp) laut, der im Vorfeld der
parlamentarischen Beratung intensiv fur die Vorlage lobbyiert hatte. Von einer medialen
Kritikwelle wurde gar Bundesrat Guy Parmelin erfasst. Im Rahmen des
Mitberichtsverfahrens hatte sich der VBS-Direktor gar noch fir eine Verscharfung der
Vorlage eingesetzt, welche die Ruckwirkung fur die Zeit zwischen dem
Bundesgerichtsurteil und der neuen Regelung erlauben wuirde. Aufgrund eigener
Interessen hatte er jedoch in den Ausstand treten missen. Obwohl der
Gesamtbundesrat in seiner Botschaft auf die Einfihrung einer Rickwirkungsklausel
verzichtet hatte, brachte die nationalratliche Kommissionsmehrheit eine solche
wéhrend der Beratung im Nationalrat erfolgreich in den Entwurf ein.

Kurz nach der nationalratlichen Beratung drohte die GLP bereits mit dem Referendum,
sollte das Steuerprivileg fur die Bauern wieder eingefiihrt werden. '

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Verbiande
Landwirtschaft

Die Bauern litten im Sommer 2018 unter der Hitze und der anhaltenden Trockenheit.
Der SBV kindigte deshalb unter Markus Ritter (cvp, SG) an, vom Bund
Entschadigungszahlungen zu fordern, sollte sich der Klimawandel verschlimmern, wie
der «Blick» berichtete. Jurg Grossen (glp, BE), dessen Partei sich etwa fir eine
Lenkungsabgabe auf Treibstoffen im Strassenverkehr und in der Zivilluftfahrt einsetze,
so die Zeitung weiter, kénne aber der Forderungsliste des SBV wenig abgewinnen. Denn
stets seien es die Bauernvertreterinnen und -vertreter sowie die «selbsternannte
Bauernpartei SVP» gewesen, welche Anliegen im Parlament zur Bekédmpfung des
Klimawandels vehement abgelehnt hatten. Dies, obwohl doch gerade die Bauerinnen
und Bauern beispielsweise kaum von einer erhdhten Flugsteuer betroffen waren, weil
diese «sowieso nicht in der ganzen Welt herumjetten», so Grossen weiter. Die
Landwirtschaft sehe er daher in gewissen Anliegen der GLP als potenziellen Partner,
doch «erst wenn Bauernvertreter mithelfen, die Ursachen des Klimawandels wirksam zu
bekdmpfen», sei auch er dazu bereit, die Bauerinnen und Bauern starker zu
unterstitzen. ?

1) AB NR, 2016, S. 699 ff.; NZZ, 2.5.16
2) Blick, 6.8.18
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